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Ordnung stehen. Ein weiteres Zusammenwirken erfolgt in der 
Ständigen Kommission Inneres der Stadtverordnetenversamm­
lung, in der die Vorsitzenden der Schiedskommissionen beru­
fene M itglieder sind. Dadurch ist ein kontinuierlicher Infor­
mationsaustausch gegeben, der dazu führt, daß Ledtungsent- 
scheidungen noch qualifizierter getroffen werden können. Jetzt 
geht es darum, nach dem Beispiel von Annaberg die Aktivi­
täten noch stärker für die Durchsetzung der Stadtordnung zu 
nutzen.8

EinheitlicheRechtsanwendung
in der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte

Entsprechend seiner Verantwortung für die Leitung der Recht­
sprechung konzentriert sich das Oberste Gericht im Bericht 
des Präsidiums auf diejenigen Fragen der Übergabepraxis und  
der Anwendung des Arbeite-, Zivil- und Strafrechts, deren  
Beantwortung im Interesse der einheitlichen Rechtsanwendung 
in der Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte und bei der 
gerichtlichen Überprüfung und Durchsetzung ihrer Entschei­
dungen notwendig ist. Aus der Vielzahl der festgestellten  
Erfahrungen, Fragen und Aufgaben auf diesen Gebieten sind  
diejenigen ausgewählt und 4m Bericht dargestellt worden, 
deren Lösung herangereift ist und das weitere Voranschreiten  
in Vorbereitung des XI. Parteitages fördert Dabei ist der 
Bericht so gefaßt, daß er sowohl die Leitungsaufgaben vor 
allem hinsichtlich der Rechtsprechung der Kreisgerichte ent­
hält als auch —  insbesondere im  Zusammenhang mit laufenden  
bzw. vorgesehenen Schulungsmaßnahmen —  unmittelbar An­
leitung und Arbeitsgrundlage für die M itglieder der Konflikt- 
und Schiedskommissionen ist.

W esentliche Orientierungen des Berichts wurden in der 
Diskussion auch von H. F i s c h e r ,  Vorsitzender der 
Schiedskommission 24 in M agdeburg, bestätigt und mit eige­
nen Erfahrungen bereichert. Er verwies darauf, daß das Ver­
trauen der Bürger zur Schiedskommission auch darin zum  
Ausdruck kommt, daß die zweimal im  M onat durchgeführten 
öffentlichen Sprechstunden im W irkungsbereich intensiv ge­
nutzt werden. Geht es im Falle eines entsprechenden Antrags 
oder einer Übergabeentscheidung um eine Beratung, dann  
erfolgt eine gründliche Vorbereitung im Kollektiv der an der 
Beratung mitwirkenden M itglieder, um ein gründliches und  
überzeugendes Vorgehen zu sichern. Stets wird auf eine klare 
Antragstellung geachtet, um den Entscheidungsgegenstand  
genau bestimmen und die freiwillige Durchführung der Ent­
scheidung oder Einigung —  ggf. die Vollstreckungsfähigkeit —  
fördern zu können. M it der Kontrolle der Verwirklichung der 
Entscheidungen nach § 15 SchKO werden gute Erfahrungen  
gemacht. Die Pflicht, vor der Schiedskommission über die Er­
füllung der ausgesprochenen Erziehungsmaßnahmen und der 
erklärten Verpflichtungen (z. B. Schadenswiedergutmachung) 
berichten zu müssen, gewährleistet Konsequenz und eine hohe 
W irksamkeit der erzieherischen Arbeit.

Im Rahmen der LeitungsVerantwortung der Gerichte muß  
es zur durchgängigen Praxis werden, die vielen guten Erfah­
rungen aus der engagierten Arbeit der Konflikt- und Schieds­
kommissionen kontinuierlich auszuwerten und besonders in  
den Schulungen zu verallgemeinern. In diesem Zusammenhang 
orientierte H. B r e i t b a r t h ,  Stellvertreter des M inisters 
der Justiz, darauf, alle M öglichkeiten der Anleitung der gesell­
schaftlichen Gerichte entsprechend den örtlichen Bedingungen  
voll zu nutzen und eine kontinuierliche und koordinierte Tä­
tigkeit aller auf diesem Gebiet Verantwortung tragenden  
Organe zu sichern. Die Plenarmaterialien werden in den Schu­
lungen der gesellschaftlichen Gerichte eingehend erläutert und  
auch Gegenstand einer verstärkten Öffentlichkeitsarbeit in der 
nächsten Zeit sein. Bewährt haben sich zur weiteren Qualifi­
zierung der Arbeit der gesellschaftlichen Gerichte die Erfah­
rungsaustausche. Eine wirksame Arbeit leisten die Schieds­
kommissionsbeiräte bei den Direktoren der Kreis- und  
Bezirksgerichte (§ 58 SchKO), für deren analytische Tätigkeit 
die Plenartagung eine gute Hilfe sein wird. Die Schiedskom­
missionsbeiräte der Bezirke werden die Umsetzung der Er­
gebnisse der Plenartagung in der Praxis einschätzen und die 
Erkenntnisse daraus für die Arbeit def gesellschaftlichen Ge­
richte auswerten.

Rechtsauskünfte und Aussprachen wirken konfliktvorbeugend

Die gemeinsamen Untersuchungen in Vorbereitung der Ple­
nartagung haben bestätigt, daß die in § 17 Abs. 1 GGG erst­
mals rechtlich geregelte M öglichkeit für die M itglieder der 
gesellschaftlichen Gerichte, ratsuchenden Bürgern Auskünfte 
zu erteilen, ihnen bei der Klärung rechtlicher Angelegenhei­
ten zu helfen und bei der Erläuterung von Rechtsvorschriften

mitzuwirken, von den gesellschaftlichen Gerichten zunehmend  
und mit guten konfliktvorbeugenden Ergebnissen genutzt 
wird. Dieser Aufgabe widmen sie außerhalb der Beratungen  
einen großen Teil ihrer Freizeit. Das gilt für die gesellschaft­
lichen Gerichte als Kollektivorgan wie auch für ihre einzelnen  
M itglieder in den Arbeitskollektiven oder W ohngebieten.

Von besonderer Bedeutung ist dabei das in § 17 Abs. 2 
GGG enthaltene Recht, zur Vermeidung und Beseitigung von  
Rechtsstreitigkeiten und Rechtsverletzungen Aussprachen  
durchzuführen, ohne daß ein Antrag auf Beratung vorliegt. 
Diese ausdrücklich in § 1 Abs. 1 KKO bzw. § 1 Abs. 1 SchKO  
näher ausgestaltete gesetzliche Berechtigung, in der mannig­
faltigsten W eise außerhalb ihrer Beratungen rechtserläuternd  
und rechtserzieherisch zu wirken, wird von den gesellschaft­
lichen Gerichten anerkennenswert in wachsendem M aße mit 
Leben erfüllt. Dieses Recht zur Führung von Aussprachen  
gibt z. B. den M itgliedern der Konfliktkommissionen über ihre 
Beratungstätigkeit hinaus zahlreiche M öglichkeiten, in den  
Betrieben als Verbündete der Gewerkschaften noch mehr und  
besser als bisher tätig zu werden,- als Kollektivorgan mit den  
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen zusammenzuwirken und  
ihre rechtspropagandistische Tätigkeit in den Arbeitskollek­
tiven zu erweitern.

Soweit die gesellschaftlichen Gerichte Aussprachen in Vor­
bereitung von Beratungen gemäß § 1 Abs. 3 KKO bzw. § 1 
Abs. 4 SchKO durchführen, wird allerdings noch nicht immer 
beachtet, daß dies ausschließlich bei einfachen zivilrechtlichen  
Streitigkeiten sowie bei Beleidigung, Verleumdung und Haus­
friedensbruch —  nicht aber in Arbeitsrechtssachen —  zulässig 
ist. Diese Aussprachen dürfen jedoch auch in den gesetzlich  
geregelten Fällen notwendige Beratungen und Entscheidungen  
nicht ersetzen. In manchen zivilrechtlichen Streitigkeiten ist 
ein Versuch der Konfliktlösung durch eine Aussprache auch  
dann nicht sinnvoll, wenn es zur Lösung des Konflikts ge­
nauer Festlegungen bedarf, die auch durchsetzbar sein müs­
sen.9

Überzeugende Entscheidungen in Einspruchsverfahren 
und fristgerechte Durchführung der Beratungen

Im Bericht des Präsidiums des Obersten Gerichts wird die 
Bedeutung einer qualifizierten Rechtsprechung der Kreisge­
richte für die einheitliche und wirksame Rechtsanwendung 
durch die Konflikt- und Schiedskommissionen hervorgehoben. 
Je überzeugender die Entscheidungen der staatlichen Gerichte 
im  Einspruchsverfahren sind, je enger sie mit einer regel­
mäßigen Einschätzung der Rechtsprechung der Konflikt- und  
Schiedskommissionen und der Verallgemeinerung ihrer besten  
Erfahrungen in Schulungen und Erfahrungsaustauschen ver­
bunden sind, um so mehr werden der Einsatz der M itglieder 
der gesellschaftlichen Gerichte für die initiativreiche Durch­
setzung des sozialistischen Rechts, ihre Entscheidungsfreude 
und die Qualität, Aussagekraft und mobilisierende W irkung 
ihrer Beschlüsse weiter wachsen.

In diesem Zusammenhang ist auch die Erkenntnis stärker 
durchzusetzen, daß die fristgerechte Durchführung der Bera­
tungen nach Eingang eines Antrags oder der Ubergabeent­
scheidung wie auch die zügige Arbeit im  Einspruchsverfahren  
keine Formsache, sondern eine prinzipielle Frage der Gesetz­
lichkeit und der Sicherung eines hohen gesellschaftlichen  
Effekts unserer gesamten Arbeit sind. Es muß daher in allen  
Fällen gewährleistet sein, daß die Konflikt- und Schiedskom­
missionen nach Eingang eines Antrags oder einer Übergabe­
entscheidung zügig einen Beratungstermiri anberaumen und  
sichern, daß die Beratung entsprechend § 2 Abs. 3 KKO bzw. 
§ 2 Abs. 3 SchKO innerhalb von 4 W ochen durchgeführt wird. 
Das ist im  Hinblick sowohl auf die zügige Durchsetzung von  
Rechtsansprüchen der Bürger und Betriebe wie auch auf die 
notwendige schnelle Reaktion auf eine begangene Straftat oder 
andere Rechtsverletzung von erheblicher Bedeutung. Auch zur 
Unterstützung der darauf gerichteten Anstrengungen der Kon­
flikt- und Schiedskommissionen wird die umfassende Umset­
zung der im  Bericht des Präsidiums enthaltenen Aufgaben­
stellungen beitragen.
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